
Mahmut Şakar, 45, nach
Deutschland geflüchteter An-
walt des PKK-Führers Abdullah 
Öcalan, über die Haftbedin-
gungen seines Mandanten und
die jüngste Eskalation im Kur-
denkonflikt

SPIEGEL: Die türkische Justiz hat 36 an-
wälte verhaften lassen, die den PKK-
Chef abdullah Öcalan vertreten. Was
wird ihnen vorgeworfen?
Şakar: Sie sollen Mitglieder einer terro-
ristischen Organisation sein, wofür es
keine Beweise gibt. Öcalan hat gegen-
wärtig keinen Rechtsbeistand und

kann keinen Besuch empfan-
gen. Seit Monaten wird er
komplett von der außenwelt
isoliert. Sein Gefängnis auf der
Marmara-Insel Imrali ist ein
europäisches Guantanamo.
SPIEGEL: ankara sieht Öcalan
als Staatsfeind nummer eins.

Şakar: Das hat die Regierung von Pre-
mier Recep Tayyip Erdogan aber nicht
davon abgehalten, zwei Jahre lang Ge-
heimgespräche mit ihm und parallel
mit anderen Mitgliedern der PKK zu
führen. Jeder weiß, dass für eine Lö-
sung des Kurdenkonflikts kein Weg an
Öcalan vorbeiführt.

SPIEGEL: Warum scheiterten die Ge-
spräche?
Şakar: Die Regierung forderte eine so-
fortige Waffenniederlegung, die PKK
mehr Demokratie und autonomie für
die Kurden. Das war Erdogan schon
zu viel. nach seiner Wiederwahl im
Juni fühlte er sich offenbar stark ge-
nug, die Gespräche platzen zu lassen
und neue Militäraktionen gegen die
PKK durchzuführen.
SPIEGEL: Steuert die Türkei damit auf
eine neue Welle der Gewalt zu?
Şakar: Die Lage ist äußerst verfahren.
Ende Dezember starben 35 Zivilisten
bei einem Luftangriff der türkischen
armee. Zugleich sitzen rund 5000 kur-
dische Politiker und aktivisten im Ge-
fängnis. Die Menschen sind frustriert
und zornig. Damit schwinden von Tag
zu Tag die Chancen, den Konflikt
friedlich zu lösen.
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Schicksalswahl für
Ahmadinedschad

Der Wächterrat in Teheran, eine art
religiöses Verfassungsgericht, ist eine
strenge Institution – bislang vor allem
für reformorientierte Politiker. Die hat-
ten zuletzt kaum Chancen, als Kandi-
daten für Wahlen zugelassen zu wer-
den. Die Fraktion um Ex-Präsident
Mohammed Chatami boykottiert da-
her die abstimmung zur Volksvertre-
tung, dem Madschlis, am 2. März.
Doch nun müssen auch Gefolgsleute
des religiösen Eiferers Mahmud ahma-
dinedschad um ihre Zulassung fürch-
ten: Der Wächterrat solle, so heißt es
in Teheran, sehr genau darauf achten,
dass niemand kandidiere, der auf der

Glaubenslinie des Präsidenten liegt.
Der Staatschef verehrt den verborge-
nen Zwölften Imam als Messias und
glaubt an dessen unmittelbar bevorste-
hende Wiederkehr. Diesen Mahdi-Kult
sieht die Geistlichkeit unter Führung
des Revolutionsführers ajatollah ali
Chamenei als Bedrohung ihrer Macht.
Die ausgrenzung der anhänger des
Präsidenten, der mit
Chamenei in hefti-
gem Streit liegt,
könnte ein entschei-
dender Schachzug
zur amtsenthebung
sein: Sollte ahmadi-
nedschads Fraktion,
die jetzt knapp die
Hälfte der 290 Sitze
hält, nicht genug
Mandate gewinnen,
könnte ihn das Parla-
ment noch vor Ende

der zweiten amtszeit im Sommer
nächsten Jahres mit einer Zweidrittel-
mehrheit absetzen. Damit wäre der
Weg frei für einen Chamenei-Jünger
wie den jetzigen Madschlis-Präsiden-
ten ali Laridschani. Im vergangenen
Jahr hatte das Parlament bereits zwei-
mal erwogen, den Staatschef wegen
Misswirtschaft zu einem Rechen-

schaftsbericht vorzu-
laden – und Gerüchte
über dessen politi-
sches Ende genährt.
nach einem Wahlsieg
seiner „Koalition der
Prinzipientreuen“
könnte Laridschani
seinen Widersacher
nicht nur vors Parla-
ment zitieren, son-
dern ihn auch sei-
nes amtes entheben –
im namen des Volkes.
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„Europäisches Guantanamo“


